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1.  Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der Be-
schlussfähigkeit 

 
Protokoll: 

Ausschussvorsitzender Dr. Klose stellte die ordnungsgemäß erfolgte Einladung und die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Den Ausschussmitgliedern lagen zu TOP 6 „Wirkungsdialog mit den Wohlfahrtsverbän-
den“ und zu TOP 11.3 „Anfrage zur Trinkwasserverordnung -hier: Legionellen Vorkom-
men“ Tischvorlagen in der Sitzung und den Vorbesprechungen vor. Diese sind dem Pro-
tokoll als Anlagen beigefügt. 
 
Ausschussvorsitzender Dr. Klose lobte die Verwaltung für die Erstellung der ausführli-
chen Vorlagen, welche die sozialen Themenschwerpunkte im Kreis sehr differenziert 
darstellen. Kreisdirektor Brügge dankte für das Lob und gab dieses an die zuständigen 
Stellen innerhalb der Verwaltung weiter. 
 
  

2.  Flüchtlinge 
Vorlage: 50/2799/XVI/2018 

 
Protokoll: 

 
Ausschussmitglied Kresse regte an, dass die Verwaltung dem Ausschuss über den Erfolg 
der Maßnahmen des Integrationskonzeptes berichte.  
 
Kreisdirektor Brügge wies darauf hin, dass die Verwaltung bereits regelmäßig im Kreis-
ausschuss über die aktuelle Flüchtlingssituation, Integrationsleistungen, Maßnahmen 
von Institutionen, den Wohnungsbau sowie über die erfolgreiche Arbeit des Kommuna-
len Integrationszentrums und der Seiteneinsteigerberatung berichte. Am 12. September 
habe er beim MKFFI NRW an einem Treffen zur Entwicklung des Integrationskonzeptes 
„Ankommen in Deutschland“ teilgenommen. Darüber hinaus werde derzeit das Projekt 
„Gemeinsam klappt´s“ entwickelt. Hierüber werde die Verwaltung weiter im Ausschuss 
berichten. 
 
Kreistagsabgeordneter Wappenschmidt merkte an, dass er das Sprachniveau und die 
Inanspruchnahme der Sprach- und Integrationskurse als nicht ausreichend einschätze. 
 
Kreistagsabgeordneter Bartsch fragte, ob Abschiebungen auch bei Personen im ordentli-
chen Arbeitsverhältnis durchgeführt würden. Kreisdirektor Brügge erklärte, dass die Aus-
länderbehörde die Abschiebungen als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung um-
setze. Nach Aussagen des Ministerpräsidenten NRW stünden Personen in Arbeit jeden-
falls nicht im Fokus, aber vermutlich stelle eine dauerhafte Beschäftigung kein alleiniges 
Abschiebehindernis dar.  
 
Auf Nachfrage des Kreistagsabgeordneten Carsten Thiel teilte Kreisdirektor Brügge mit, 
dass bei Personen mit ungeklärter Bleibeperspektive nach einer Aufenthaltszeit von 
sechs Monaten (Höchstdauer) in einer Landeseinrichtung eine Zuweisung erfolgen 
müsse. In der Regel würden die Verfahren jedoch vor Ablauf dieser Frist abgeschlossen. 
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3.  Örtliche Planung nach § 7 APG NRW - Sachstand zur Umsetzung der 
Handlungsempfehlungen 
Vorlage: 50/2828/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge fasste die Ergebnisse der in der Vorlage erwähnten Abfragen der 
Verwaltung bei den Pflegeeinrichtungen im Kreis zusammen: 
 
Zur Abfrage „Auszubildende in Pflege“ habe die Verwaltung von 118 von 129 Anbietern 
eine Rückmeldung erhalten. Danach würden alle 46 vollstationären Pflegeeinrichtungen 
ausbilden. Teilstationäre und ambulante Anbieter würden aufgrund der geringen Größe 
und struktureller Gegebenheiten (Praxisanleitung im ambulanten Bereich schwierig) we-
niger ausbilden. Die Quote der Ausbildungsabbrüche liege bei etwa 40 Prozent und sei 
damit ausgesprochen hoch. Hierzu sei ein Kontakt zu den Ausbildungsunternehmen und 
Ausbildungsinstituten geplant, um Ursachenforschung zu betreiben und Maßnahmen zu 
ergreifen. In dem Zusammenhang sei eine gesonderte Veranstaltung Anfang 2019 mit 
Ausbildungsträgern, Ausbildungsinstituten, usw. vorgesehen.  
 
Nach Einschätzung von Kreisdirektor Brügge können die Ausbildung und der Einsatz von 
SGB II-Empfängern im Pflegebereich den Personalmangel nicht allein beheben, da auch 
jeweils die persönliche Eignung gegeben sein müsse. Über das Jobcenter könne jedoch 
ein niedrigschwelliger Einstieg in den Pflegeberuf initiiert werden.  
 
Zur Abfrage bei allen vollstationären Pflegeeinrichtungen, ob in direkter Anbindung an 
die Einrichtungen solitäre Kurzzeitpflegeplätze geschaffen werden können und dort eine 
Art Verbundsystem entstehen könne, habe die Verwaltung von drei Einrichtungen (Hein-
rich-Grüber-Haus Neuss-Weckhoven, Albert-Schweitzer-Haus GV, Augustinus-Haus Dor-
magen) eine positive Rückmeldungen bekommen. Einige Einrichtungen bieten solitäre 
Pflegeplätze im sogenannten „Fix-Flex“-System im Rahmen eines Modellprojektes an. 
 
Kreisdirektor Brügge sprach in diesem Zusammenhang eine Meldung aus Neuss an. 
Bekanntlich waren bis 2014 die Pflegeeinrichtungen im Kreis heterogen verteilt. Die 
WTG-Behörden hatten bis dato keine Möglichkeit der Steuerung. Seit 2014 werde die 
Pflegebedarfsplanung im Kreistag beschlossen. Hier werde aktuell kein Bedarf an Pfle-
geplätzen gesehen, es bestehe vielmehr ein Überhang von 200 Plätzen. Dass diese 
freien Plätze nicht vollständig in der Pflege-App angezeigt würden, läge unter anderem 
daran, dass diese Betten zwar vorhanden seien, teilweise fehle aber das entsprechende 
Personal, so dass eine Belegung nicht möglich sei.  
 
Die in der Pressemeldung behauptete Aussage, der Kreis würde die Menschen aus Neuss 
in die Peripherie verbannen, stimme schlichtweg nicht. In Neuss stehen 25 Betten leer. 
Zudem sei ein zusätzlicher kommender Bedarf von 40 Betten bereits durch den Kreis 
anerkannt worden, die entsprechende Umsetzung sei aber innerhalb der Stadt Neuss 
noch nicht erfolgt.  
 
Ausschussvorsitzender Dr. Klose sah die Arbeit in der Pflege als körperlich und seelisch 
sehr belastend an. Er bedauerte, dass diese Situation zunehmend durch die Medien 
verschärft werde, da hier zum Teil nur über die Missstände und Defizite in der Pflege 
berichtet werde. Er selbst sei beeindruckt von dem, was die Menschen in der Pflege, 
insbesondere auch in der ambulanten Pflege, leisten würden. 
 
Ein weiteres Problem sei der Mangel an Kurzzeitpflegeplätzen. Hier sehe er enormen 
Bedarf. 
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Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel bedankte sich bei der Verwaltung, dass diese das 
Thema Kurzzeitpflege vehement verfolge. Er sprach sich gegen die Idee aus Neuss aus,  
ein Haus ausschließlich für die Kurzzeitpflege zu errichten.  
 
Ausschussmitglied Kresse stimmte den Ausführungen von Dr. Klose zu und sah einen 
Aufgabenschwerpunkt darin, Menschen, die bereits in der Pflege tätig sind, auch dort 
zu halten.  
 
Kreisdirektor Brügge bestätigte die Aussage von Kreistagsabgeordneten Carsten Thiel, 
dass eine stationäre Einrichtung ausschließlich für die Kurzzeitpflege nicht mit den An-
sätzen übereinstimme, die der Sozial- und Gesundheitsausschuss in der letzten Sitzung 
beschlossen habe. Vielmehr seien hier quartiersbezogene Lösungen favorisiert worden. 
 
Ausschlussvorsitzender Dr. Klose verdeutlichte abschließend, dass die vielfältigen Prob-
leme in der Pflege sich oftmals erst richtig erschließen, wenn man persönlich betroffen 
sei. Oftmals käme der erste Kontakt mit dem Thema Pflege erst dann, wenn sich nach 
einem stationären Krankenhausaufenthalt nicht direkt die Rehabilitationsmaßnahme an-
schließe, sondern die Wartezeit mit einer Kurzzeitpflege überbrückt werden müsse.   
 
Zudem helfe es nicht, grundsätzlich Arbeitsstellen in der Pflege zu schaffen (er verwies 
hier auf die 13.000 neu geplanten Stellen durch die Bundesregierung), sondern für die 
Besetzung dieser Stellen müssten auch die entsprechenden Personen vorhanden sein. 
 

Beschluss: 

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zum Sach-
stand der Umsetzung der Handlungsempfehlungen zur „Örtlichen Planung“ nach § 7 
APG NRW zur Kenntnis. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
  

4.  BTHG - Landesausführungsgesetz und Auswirkungen 
Vorlage: 50/2859/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge stellte die Auswirkungen des Ausführungsgesetzes zur Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) für den Kreis anhand eines Vortrages dar. Die Prä-
sentation ist dem Protokoll als Anlage beigefügt. 
 
Kreistagsabgeordneter Bartsch fragte nach, ob die behinderten Menschen in Einrichtun-
gen durch die Umstellung neue Anträge stellen müssen und wer diese hierbei unter-
stütze. Kreisdirektor Brügge erklärte, dass sich die gebildeten Unterarbeitsgruppen auch 
mit diesen Fragestellungen befassen, um die Umstellungsphase für die Betroffenen 
möglichst effizient und einfach zu gestalten. Das Verfahren befinde sich derzeit in der 
Entwicklung.  
 
Auf Nachfrage des Kreistagsabgeordneten Wappenschmidt zur Rückübertragung von 
dem LVR zugewiesener Aufgaben an die Kreise führte Kreisdirektor Brügge aus, dass 
die Kreise sich in der Landschaftsversammlung hierzu äußern könnten, diese jedoch 
alleine über den Erlass einer Satzung entscheide. Der LVR müsse den Kreisen für die 
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ihnen übertragenen Aufgaben die Leistungsausgaben, aber keine hierdurch dort anfal-
lenden Personal- und Verwaltungskosten, erstatten. 
 
Kreistagsabgeordnete Servos betonte die Wichtigkeit der Information der Betroffenen 
während der Umstellungsphase. Kreisdirektor Brügge bestätigte dies von Seiten der Ver-
waltung. 
 

5.  Förderung der Wohlfahrtspflege - Übersicht der Zuschüsse und Zu-
wendungen im Haushaltsjahr 2018 
Vorlage: 50/2805/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Hierzu gab es keine Wortmeldungen. 
 

6.  Wirkungsdialog mit den Wohlfahrtsverbänden 
Vorlage: 50/2807/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge bekräftigte den Beschlussvorschlag, weil der Prozess des Wirkungs-
dialoges nur durch eine externe Begleitung und Moderation zeitnah und nachhaltig ab-
geschlossen werden könne. Hierbei sollen die Wohlfahrtsverbände als Träger der 
Schuldnerberatungsstellen ebenfalls aktiv mitwirken. Mit welchen Kennzahlen der Erfolg 
einer Schuldnerberatung belegt werden könne, sei dabei sicher vielschichtig zu betrach-
ten. Durch die angestrebte Implementierung eines Controllings sollen bedarfsgerechte 
Mittelzuweisungen sichergestellt und Bedarfe für den Ausbau von Beratungsangeboten 
festgestellt werden können.  
 
Auf Nachfrage von Ausschussmitglied Thiel teilte Kreisdirektor Brügge mit, dass die Kos-
ten für eine Beauftragung einen Betrag von 30.000 Euro voraussichtlich nicht überstei-
gen. 
 
Ausschussmitglied Wappenschmidt befürwortete die Prüfung der Wirksamkeit der Bera-
tungen nicht nur im Hinblick auf das Zuwendungsvolumen, sondern auch als Möglichkeit 
für die einzelnen Leistungsanbieter, um die Effizienz ihrer Beratungsangebote auswerten 
und bei Bedarf anpassen zu können. Die Vermittlung bei diesem Prozess durch einen 
Externen halte er ebenfalls für sinnvoll. 
 
Herr Boland ergänzte, dass die Schuldnerberatung eine große Bandbreite abdecke und 
im Rahmen einer systemischen Betrachtung nicht nur den Verschuldeten, sondern auch 
seine Familie in den Blick nehme. 
 
Auf Nachfrage des Kreistagsabgeordneten Bartsch teilte Kreisdirektor Brügge mit, dass 
die Finanzierung der Begleitung über Rückeinnahmen im Budget „Wohlfahrtspflege“ er-
folge und daher keine Kürzungen im Bereich der Wohlfahrtspflege zur Folge habe. 
 

SozGe/20180913/Ö6 

Beschluss: 

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis und befürwortet 
eine externe Begleitung der Verwaltung beim Wirkungsdialog mit den Wohlfahrtsver-
bänden. Die Mittel hierfür sind aus dem Budget „Wohlfahrtspflege“ zu erwirtschaften. 
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Das Ergebnis des „Wirkungsdialogs Schuldnerberatung“ ist dem Sozial- und Gesund-
heitsausschuss darzustellen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

7.  Soziales Handlungskonzept - Maßnahmen 2017 und 2018 
Vorlage: 50/2814/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Ausschussmitglied Stein-Ulrich stellte zur Vorlage folgende Nachfragen, die Kreisdirektor 
Brügge wie folgt beantwortete: 
 
1. Gibt es weiterhin Bedarf für ein Projekt wie das zum 31.03.2018 beendete „Bunte 
Pflege“? 
 
Das Projekt könne nach Angaben des Jobcenters nicht mehr über die freie Förderung 
fortgeführt werden, wodurch auch die Förderung durch den Kreis wegfalle. Mit der Be-
endigung des Projektes sei der Kreis unzufrieden und habe das Jobcenter mehrfach 
aufgefordert, Alternativen zu entwickeln. 
 
2. Warum wird das Projekt mops nicht weitergeführt? 
 
Das Projekt mops sei in die Regelinstrumente des Jobcenters übernommen worden und 
werde vollständig aus dem Eingliederungstitel finanziert, so dass es keiner Kreisfinan-
zierung mehr bedürfe. 
 
3. Warum werden für die Projekte im Sozialen Handlungskonzept nur rund 340.000 € 
als verfügbare Mittel veranschlagt? 
 
Hierbei handele es sich lediglich um die derzeit bereits geförderten Projekte. Im weiteren 
Jahresverlauf könne sich dieser Betrag bei Förderung weiterer Projekte noch erhöhen. 
 
  

8.  Maßnahmen des Gesundheitsamtes zur infektiologischen Gefahrenab-
wehr am Beispiel des Wasserspielplatzes „Jröne Meerke“ 
Vorlage: 53/2815/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisgesundheitsdezernent Mankowsky berichtete anhand einer Präsentation von un-
haltbaren Hygienezuständen am Wasserspielplatz „Jröne Meerke“ in Neuss, die zur vor-
läufigen Schließung durch das Kreisgesundheitsamt geführt haben. Zuvor mit dem Ge-
sundheitsamt der Stadt Neuss geführte Gespräche hätten nicht zur gewünschten Ein-
sicht und Verbesserung der hygienischen Lage am Wasserspielplatz geführt, so dass das 
Kreisgesundheitsamt diese Maßnahme nicht zuletzt zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten wegen Gefahr im Verzuge getroffen habe.  
 
Die Präsentation ist dem Protokoll als Anlage beigefügt. 
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Ausschussmitglied Betz zeigte sich erleichtert über den Einsatz des Kreisgesundheitsam-
tes bzw.  die Schließung des Spielplatzes. Sie hoffe, dass ein neues Spielplatzkonzept 
ohne stehendes Gewässer umgesetzt werde.  
 
Ausschussmitglied Kresse konnte die Handlungsweise der Stadt Neuss nicht nachvollzie-
hen. Diese sei Grundstückseigentümer und hätte bei dieser Gefahrenlage handeln müs-
sen.  
Hier würden ja auch möglicherweise Haftungsfragen zu klären sein.  
 
Dezernent Mankowsky erklärte die Rechtslage. Originär zuständig sei die Stadt Neuss. 
Der Rhein-Kreis Neuss sei letztlich als Sonderordnungsbehörde tätig geworden.  
Die Stadt Neuss hätte die Möglichkeit gehabt, die Maßnahme des Kreises zu ändern oder 
zurückzunehmen. Da sie das nicht getan hat, gelte die Schließung des Spielplatzes recht-
lich als Maßnahme der Stadt Neuss.  
 

9.  Digital mobil im Alter - Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
vom 28.08.2018 
Vorlage: 50/2851/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Auf Wunsch der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wurde ergänzend zum Antrag vom 
28.08.2018 ein zehnminütiger Filmbeitrag gezeigt, in dem ältere Menschen von ihren 
Herausforderungen und Erfahrungen beim Umgang mit technischen Geräten und digi-
talen Medien berichten. 
 
Bezüglich der in der Vorlage aufgeworfenen Fragen führte Ausschussmitglied Stein-Ul-
rich aus, dass beim TZG nur ein Computerclub angeboten werde, der in ihren Augen 
kein hinreichendes Angebot darstelle. Den angegebenen Schulungsbedarf für 16 Tech-
nikbotschafter/innen und die hierfür beantragten Finanzmittel in Höhe von 10.000 € 
habe sie gemeinsam mit Herrn Kothen, Geschäftsführer TZG, ermittelt. 
 
Zwischen den Ausschussmitgliedern wurde die Thematik eingehend diskutiert. Im Er-
gebnis kann festgehalten werden, dass das beabsichtigte Angebot und dessen Umset-
zung konkretisiert werden müsse. Hierfür sollte eine Übersicht aller bereits bestehenden 
Angebote im Kreis erstellt werden. Von mehreren Ausschussmitgliedern wurde angeregt, 
über die Städte und Gemeinden Schulungsangebote bzw. Ansprechpartner bei techni-
schen Einzelfragen einrichten zu lassen, um den älteren Menschen einen besseren Bür-
gerservice und eine möglichst individuelle Unterstützung zu bieten. 
 
Nach Einschätzung von Kreisdirektor Brügge könne die Schulung von Technikbotschaf-
tern ein vernünftiges Angebot sein und gerne über das TZG erfolgen. Die Aufgabe als 
solche sollte jedoch über die Kommunen selbst organisiert werden. Die Thematik werde 
er in der nächsten Sozialdezernentenkonferenz am 28. September 2018 ansprechen. 
 
Kreistagsabgeordneter Wappenschmidt beantragte, die Beschlussfassung über den An-
trag zu vertagen und durch die Antragsteller zunächst weitere Informationen einholen 
zu lassen.  
 
Ausschussvorsitzender Dr. Klose befürwortete den Antrag, sprach sich jedoch ebenfalls 
zunächst für eine Beratung in den Fraktionen aus. Hiergegen erhob sich kein Wider-
spruch, so dass kein Beschluss gefasst wurde. 
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10.  Mitteilungen 
   

10.1.  Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 
Vorlage: 50/2866/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Ausschussmitglied Kresse regte an, dass sich die Gruppe von neun Sozialverbänden un-
ter der Federführung der Lebenshilfe Neuss dem Ausschuss vorstellt und über ihre An-
gebote der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung berichtet. 
 

10.2.  Grundsicherungsrelevanter Mietspiegel - Sachstand 
Vorlage: 50/2798/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge fasste den in der Vorlage dargestellten Sachstand kurz zusammen 
und sagte eine fortlaufende Berichterstattung durch die Verwaltung im Ausschuss zu. 
Nach derzeitigem Stand werden die neuen Mietobergrenzen wie geplant 01. Februar 
2019 gelten. Die Ergebnisse eines durch den Bund durchgeführten Forschungsprojektes 
zur Evaluation im Bereich „Kosten der Unterkunft“ lägen inzwischen vor. Hierzu erfolge 
in der nächsten Sitzung eine Mitteilung durch die Verwaltung. 
 

10.3.  Bauliche Anforderungen nach dem WTG / Einzelzimmerquote 
Vorlage: 50/2832/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge fasste die Vorlage kurz zusammen und lobte die weitsichtige Arbeit 
des Leiters des Kreissozialamtes und der WTG-Behörde in den vergangenen Jahren. 
Diese habe dazu beigetragen, dass nahezu alle vollstationären Einrichtungen im Kreis 
bereits zum Stichtag die gesetzlichen Vorgaben zur Einzelzimmerquote erfüllen und die 
Gesamtzahl der Pflegeplätze im Kreis durch noch anstehende Umbaumaßnamen nicht 
gefährdet werde. 
  

10.4.  Kosten der Unterkunft SGB II- Kommunalscharfe Entlastungen der 
Kommunen durch Grundgesetzänderung 

 
Protokoll: 

Kreisdirektor Brügge teilte mit, dass der Bundesrat am 06.07.2018 auf Initiative des 
Landes Nordrhein-Westfalen durch Änderung des Grundgesetzes die Anhebung der 
Grenze für das Eintreten einer Bundesauftragsverwaltung von 50 % auf 75 % beschlos-
sen habe. Nunmehr müsse noch eine Beschlussfassung durch den Bundestag erfolgen.  
 
Nach aktueller Rechtslage würde zur Vermeidung einer Bundesauftragsverwaltung ein 
gesetzlich geregelter Kürzungs- und Überleitungsmechanismus greifen, sobald die Bun-
desbeteiligung an den Kosten der Unterkunft einen Anteil von 49 % übersteigt. Zu dieser 
Problematik habe die Verwaltung dem Ausschuss am 17.05.2018 berichtet (Vorlage-Nr. 
50/2645/XVI/2018).  
 
Durch die Grundgesetzänderung solle ein unmittelbarer und soziallastenorientierter Aus-
gleich der Kosten der Unterkunft bei den Kreisen und kreisfreien Städten, bei denen die 
Kosten auch tatsächlich anfallen, gewährleistet werden. 
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11.  Anfragen 
  

11.1.  Anfrage Poollösung Integrationshelfer und Anfrage zur Verwendung 
Landesmittel Inklusion 2018 
Vorlage: 50/2860/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Kreistagsmitglied Stein-Ulrich bedankte sich für die ausführliche Vorlage. Allerdings be-
laufen sich die geplanten Ausgaben für 2018 / 2019 auf 813.000 € obwohl nur Mittel in 
Höhe von 595.000 € bereitgestellt werden.  
 
Weiterhin bat sie um Auskunft, für wie viele Inklusionshelfer die Mittel eingesetzt werden 
und ob die Nachmittagsbetreuung hierdurch gewährleistet sei. Eine weitere Frage sei, 
in welcher Höhe Mittel bei der individuellen Betreuungsassistenz durch den Integrati-
onspool eingespart würden.  
 
Kreisdirektor Brügge erklärte, dass neben den Mitteln aus dem Integrationspool auch 
Leistungen nach dem 6. Kapitel SGB XII eingesetzt würden. In welcher Höhe Mittel 
durch den Integrationspool an anderer Stelle eingespart würden, könne nicht erhoben 
werden. 
Ausgangsintention sei bei der Poollösung nicht die Einsparung sondern der künftige Ver-
zicht auf individuelle Integrationshelfer und die damit verbundene Feststellung der Er-
forderlichkeit im jeweiligen Einzelfall.  
 
Bezüglich der Betreuung im „offenen Ganztag“ verwies Kreisdirektor Brügge auf die 
durch die Rechtsprechung des Landesssozialgerichtes vorgegebene Position des Kreises. 
Eine Regelleistung sei hier nicht möglich ohne Elternbeitrag. Mittel für eine freiwillige 
Leistung des Kreises seien, wie aus der Darstellung ersichtlich, nicht vorhanden gewe-
sen.  
 
Er warb abschließend dafür, das Thema Inklusion durch Poollösungen weiterhin vorsich-
tig zu erschließen, um hier auch entsprechendes Vertrauen bei den Eltern aufbauen zu 
können.  
  

11.2.  Anfrage zur Trinkwasserverordnung - hier: Legionellen Vorkommen 
Vorlage: 53/2863/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Hierzu gab es keine Wortmeldungen. 
  

 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Vorsitzende/r Dr. Hans-Ulrich Klose um  
20:15 Uhr die Sitzung. 
 
 

 

                             
Dr. Hans-Ulrich Klose Birgit Rothe-Slak  Carsten Paetau 
Vorsitzender Schriftführung   Schriftführung  
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